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BUNDESSOZIALGERICHT 

Beschluss 

in dem Rechtsstreit 

 

 

 

Az: B 13 R 89/16 B 
 
L 1 R 50/12 (Schleswig-Holsteinisches LSG) 
S 14 R 605/10 (SG Lübeck) 
 
 
 
………………….……, 
 
 
 Kläger und Beschwerdeführer, 
 
Prozessbevollmächtigter: ………………………………., 
  
 
 

g e g e n 
 
 
Deutsche Rentenversicherung Bund, 
Ruhrstraße 2, 10709 Berlin, 
 
 Beklagte und Beschwerdegegnerin. 
 

 

 

Der 13. Senat des Bundessozialgerichts hat am 22. Juni 2016 durch den 

Vizepräsidenten   Prof. Dr.  S c h l e g e l    sowie die Richter   Dr.  F i c h t e  

und   Dr.  K a l t e n s t e i n  

beschlossen: 

 

Die Beschwerde des Klägers gegen die Nichtzulassung der Revision im Urteil 

des Schleswig-Holsteinischen Landessozialgerichts vom 14. Oktober 2015 

wird als unzulässig verworfen. 

 

Kosten sind nicht zu erstatten. 
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G r ü n d e : 

 

Mit Urteil vom 14.10.2015 hat das Schleswig-Holsteinische Landessozialgericht (LSG) die Beru-

fung des Klägers gegen ein klagabweisendes Urteil des Sozialgerichts Lübeck zurückgewiesen, 

mit dem dieses die Klage gegen einen Bescheid der Beklagten über die Aufhebung der Bewilli-

gung von Rente wegen Erwerbsminderung und Rückforderung überzahlter Rentenleistungen 

iHv 90 179,71 Euro abgewiesen hatte. Gegen die Nichtzulassung der Revision in diesem Urteil 

hat der Kläger Nichtzulassungsbeschwerde erhoben und das Vorliegen eines Verfahrensfehlers 

des LSG durch Verletzung der Pflicht zur Berücksichtigung des Gesamtergebnisses des Verfah-

rens gemäß § 128 Abs 1 S 1 Sozialgerichtsgesetz (SGG) gerügt. 

 

Die Beschwerde ist unzulässig. Der geltend gemachte Zulassungsgrund des Vorliegens eines 

Verfahrensfehlers (§ 160 Abs 2 Nr 3 SGG) ist nicht in der nach § 160a Abs 2 S 3 SGG gebote-

nen Weise bezeichnet worden. 

 

Wird eine Nichtzulassungsbeschwerde darauf gestützt, dass ein Verfahrensmangel vorliege, auf 

dem die angefochtene Entscheidung beruhen könne (§ 160 Abs 2 Nr 3 Halbs 1 SGG), müssen 

bei der Bezeichnung des Verfahrensmangels (§ 160a Abs 2 S 3 SGG) die den Verfahrensman-

gel (vermeintlich) begründenden Tatsachen substantiiert dargetan werden. Darüber hinaus ist 

die Darlegung erforderlich, dass und warum die Entscheidung des LSG - ausgehend von des-

sen materieller Rechtsansicht - auf dem Mangel beruhen kann, dass also die Möglichkeit einer 

Beeinflussung des Urteils besteht. Gemäß der ausdrücklichen Regelung des § 160 Abs 2 Nr 3 

Halbs 2 SGG kann der geltend gemachte Verfahrensmangel allerdings nicht auf eine Verletzung 

der §§ 109 und 128 Abs 1 S 1 SGG und auf eine Verletzung des § 103 SGG nur gestützt wer-

den, wenn er sich auf einen Beweisantrag bezieht, dem das LSG ohne hinreichende Begrün-

dung nicht gefolgt ist. 

 

Mit seiner ausschließlich auf die Verletzung der Pflicht des LSG zur Berücksichtigung des Ge-

samtergebnisses des Verfahrens (§ 128 Abs 1 S 1 SGG) gestützten Nichtzulassungsbeschwer-

de ist der Kläger nach dem eindeutigen Wortlaut des § 160 Abs 2 Nr 3 Halbs 2 SGG mithin aus-

drücklich von Gesetzes wegen ausgeschlossen. 

 

Von einer weiteren Begründung sieht der Senat ab, weil sie nicht geeignet wäre, zur Klärung der 

Voraussetzungen der Revisionszulassung beizutragen (§ 160a Abs 4 S 2 Halbs 2 SGG). 

 

Die Verwerfung der Beschwerde erfolgt gemäß § 160a Abs 4 S 1 Halbs 2 iVm § 169 S 3 SGG 

durch Beschluss ohne Zuziehung der ehrenamtlichen Richter. 

 

Die Kostenentscheidung beruht auf entsprechender Anwendung des § 193 SGG. 
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